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Das mit der GASP zum Ausdruck gebrachte außenpolitische Profil der EU unter-
liegt nach wie vor sehr konträren Beurteilungen. So gibt es aus der Sicht von Beob-
achtern weiterhin eine lange Mängelliste, die sich unter anderem an so konkreten
Punkten wie der mangelnden Einigkeit über die Menschenrechts Situation in China
ebenso festmachen läßt,1 wie an allgemeineren Defiziten einer umfassenden Kri-
senvorsorge und Strategieplanung2 bis hin zur klassischen Pauschalkritik einer
nicht existenten europäischen Außenpolitik.3 GASP-Beteiligte betonen demge-
genüber den in seiner Intensität ungebrochenen und seit Inkrafttreten des Maa-
strichter Vertrages ständig ausdifferenzierten Abstimmungsprozeß,4 ohne dessen
Schwächen gänzlich zu ignorieren.

Angesichts der bereits 1995 in Gang gekommenen Reformdebatte überrascht es
nicht, daß Überlegungen zu einem Mehr an Kohärenz, Kontinuität, Effizienz, Sicht-
barkeit und Solidarität in der GASP im Vordergrund standen, während das Alltags-
geschehen in den Hintergrund rückte. Klimatisch unterlagen die Beratungen der
Regierungschefs, der Außenminister, der Politischen Direktoren und der Experten
in den mittlerweile 27 Arbeitsgruppen erheblichen Schwankungen. So schlug sich
die Kontroverse zwischen Großbritannien und den EU-Partnern über die Bekämp-
fung der Rinderseuche BSE in einer vorübergehenden Blockadepolitik der bri-
tischen Regierung dergestalt nieder, daß die Europäische Union 1996 für einige
Wochen in ihren außenpolitischen Aussagen „stumm" blieb beziehungsweise nur
qualitativ schwächere „Stellungnahmen der Präsidentschaft" nach außen hörbar
wurden.5 Harmonisch und reaktionsschnell zeigten sich die Fünfzehn demgegen-
über in der aus deutscher Sicht besonders wichtigen Solidarisierung mit der deut-
schen Position nach Verkündung des Mykonos-Urteils, das die Beteiligung des
Iran an einem Bombenanschlag in Berlin 1992 bestätigte.6 Mit ähnlicher Genugtu-
ung dürfte die portugiesische Regierung ihre Zugehörigkeit zum GASP-Verbund
zum Ausdruck gebracht haben, nachdem die Europäische Union 1996 erstmals in
Form eines gemeinsamen Standpunktes Position zu der ehemals portugiesischen
und von Indonesien widerrechtlich annektierten Insel Ost-Timor bezogen hat.7

Die schon aus den Vorjahren bekannten Reibungsflächen zwischen GASP-Betei-
ligten und den „eigentlichen" Gemeinschaftsgremien blieben bestehen. Sie betra-
fen das Verhältnis der Fünfzehn zum Europäischen Parlament, das durch die Kon-
troversen über die Finanzierung der GASP gespannt blieb. Wenngleich es, auch
nach Aussagen Beteiligter,8 Lernprozesse im ursprünglich spannungsgeladenen
Beziehungsgeflecht von Politischen Direktoren und Ständigen Vertretern9 zu geben
scheint, und etwa auch das Zusammenwirken von Kommissionsbeamten und
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GASP-Spezialisten im Einzelfall funktioniert, ohne daß es als VergiftungsStrategie
der Vertreter der zweiten gegenüber der ersten Säule interpretiert wird,10 fehlt es an
einer substantiellen Durchdringung der beiden „Familien". Solche Eifersüchteleien
erweisen sich naturgemäß als kontraproduktiv für ein kohärentes internationales
Auftreten der EU." Als unverändert kritisch und mittelfristig für den Stellenwert
der GASP für die beteiligten Regierungen, wie für das Image der EU als interna-
tionaler Akteur erweist sich weiterhin die mit dem Vertrag von Maastricht 1993
einhergehende und durch die Erweiterung seit 1995 sich verstärkende Formalisie-
rung und Bürokratisierung der GASP-Beratungen. Von Teilnehmern als couragiert
bezeichnete Schritte der niederländischen Präsidentschaft im ersten Halbjahr 1997
haben zum Ziel, den Teilnehmerkreis bei bestimmten Anlässen deutlich zu re-
duzieren und so die für Ratstagungen übliche „Taubenschlagatmosphäre" in den
für die alte EPZ typischen Club-Charakter zurückzuführen.

Die GASP-Tagesordnung - Bekanntes und Neues

Der bereits im Vorjahr konstatierte Trend, wonach die GASP mit ihren zahlreichen
Erklärungen, Demarchen, Stellungnahmen bei internationalen Organisationen und
Konferenzen, politischen Dialogen sowie gemeinsamen Standpunkten und gemein-
samen Aktionen praktisch alle wesentlichen Ereignisse der Weltpolitik kommen-
tiert und versucht, darauf Einfluß zu nehmen, hat sich 1996 fortgesetzt.12 Themen
in der unmittelbaren europäischen Nachbarschaft gehören ebenso zu den „Klassi-
kern" wie Krisen, Kriege oder auch Demokratisierungsprozesse in Afrika, Asien
und Lateinamerika. Auch bei Fragen mit sicherheitspolitischen Bezügen zeichnete
sich eine weitere Ausdifferenzierung ab. So wurde das System zur Kontrolle der
Ausfuhren von Gütern und Technologien mit doppeltem Verwendungszweck aus
der Europäischen Union durch neue gemeinsame Aktionen aktualisiert. Ferner
bekräftigte die Europäische Union ihren Kampf gegen Antipersonenminen unter
anderem mit einer Soforthilfe für entsprechende Minenräumaktionen in Bosnien-
Herzegowina und Kroatien. Gleiches gilt für eine weltweite Ächtung bakteriologi-
scher (biologischer) Waffen und Toxinwaffen.13

Als GASP-Handlungsfeld fällt das ständige Bemühen, den Friedensprozeß im
ehemaligen Jugoslawien zu unterstützen, besonders auf, wobei die EU ihr Engage-
ment ausdrücklich von der „vollständigen" Einhaltung der Bestimmungen des Frie-
densabkommens durch die Vertragsparteien im ehemaligen Jugoslawien abhängig
macht.14 Wenngleich unterschiedlich interpretierbar im Detail wird der Achtung
der Menschen- und Minderheitenrechte sowie demokratischen Normen als Instru-
mente der Konditionalität der EU-Hilfe hohe Priorität gegeben, ebenso wie dem
Bemühen um eine stärkere regionale Zusammenarbeit der Länder des ehemaligen
Jugoslawien als Voraussetzung für engere Beziehungen zur EU.15 Wie schwer sich
die EU im Einzelfall tut, ihrem Anspruch nach einer stärker operativen und zugleich
effizient organisierten Außenpolitik gerecht zu werden, illustriert anschaulich die
vom Europäischen Rechnungshof 1996 vorgelegte Analyse über die EU-Verwal-
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tung von Mostar.16 Gespickt mit Detailinformationen über eine mangelnde Kom-
munikation zwischen den EU-Vertretern „vor Ort" und dem Ratsvorsitz, die stark
an nationalen, auch ökonomischen, Interessen orientierte Organisationsstruktur der
EU-Verwaltung oder über bedenkliche Unregelmäßigkeiten bei der Mittel vergäbe,
etwa von Barvorschüssen der VMEU an die WEU-Polizei in einer Größenordnung
von 0,5 Mio. DM, über deren Verwendung nach wie vor Unklarheit herrscht, ist
der Prüfbericht ein Spiegelbild des aktuellen GASP-Geschehens, das über weite
Strecken nach wie vor mit wenig aufeinander abgestimmten Ad-hoc-Maßnahmen
mit geringer konzeptioneller Durchdringung behaftet ist.

Die europäische Rolle im nahöstlichen Friedensprozeß erschließt sich dem
Beobachter aus einer Vielzahl von Einzelmaßnahmen politisch-diplomatischer
Netzwerkarbeit wie erheblicher ökonomischer, finanzieller und technischer Hilfe-
leistung, insbesondere für die palästinensischen Gebiete.17 Dabei erwies es sich
auch 1996 als nicht immer einfach, die unterschiedlichen Interessen der „Nord-"
und „Süd"-Schiene sowie die israel- beziehungsweise araberfreundlichen Kräfte
innerhalb der EU auf eine gemeinsame Linie einzuschwören. Die von den arabi-
schen Staaten traditionell gewünschte, aktivere politische Präsenz der EU gilt nicht
nur im Kreis der Fünfzehn als zu ehrgeizig, sondern wird auch in Israel und den
Vereinigten Staaten mit erheblichen Vorbehalten begleitet. In diesem Kontext
erscheint die vom Rat im November 1996 beschlossene Ernennung des spanischen
Diplomaten Moratinos zum Sonderbeauftragten der EU für den Nahost-Friedens-
prozeß18 als ein gangbarer Weg, von der von einigen als bloße „Scheckheft-Diplo-
matie" bezeichneten Rolle zu einer zumindest ständigen Präsenz und, falls
gewünscht, Vermittlungstätigkeit zu gelangen. Letzteres wurde insoweit bereits
bestätigt, als der EU-Sonderbeauftragte zusammen mit der niederländischen Präsi-
dentschaft die Mauer des Schweigens zwischen dem israelischen Außenminister
Levy und dem Vorsitzenden des Palästinensischen Autonomierates Arafat durch-
brechen und beide im Rahmen der zweiten Ministerkonferenz der Euro-Mediterra-
nen Partnerschaft zu einem Treffen überreden konnten19.

Nimmt man die gesamte Palette von GASP-Äußerungen des Jahres 1996 zusam-
men, wozu unter anderem eine umfassende EU-Strategie für die Region der Großen
Seen in Afrika gehört, die Teilnahme der Europäischen Union an der Organisation
für die Entwicklung der Energiewirtschaft auf der koreanischen Halbinsel (KEDO),
die Stellungnahme des Europäischen Rates zum Übergangsprozeß der ehemals bri-
tischen Kronkolonie Hongkong und entsprechende Veränderungen in Macao oder
das Plädoyer der Fünfzehn für eine verstärkte internationale Zusammenarbeit bei
der Bekämpfung der sexuellen Ausbeutung von Kindern, so sind Vorwürfe der
außenpolitischen Sprachlosigkeit oder Untätigkeit der EU fehl am Platz.

Ergebnisse der Regierungskonferenz - Chancen für eine operativere GASP

Basierend auf dem Bericht der Reflexionsgruppe von Dezember 1995 hat sich die
Regierungskonferenz in mühevoller Kleinarbeit zu einer bemerkenswerten Reform
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der Bestimmungen des Maastrichter Vertrages durchgerungen.20 Der in seiner
Grundkonzeption als Titel V, Artikel J weiterbestehende, wenngleich von elf auf 18
Einzelartikel erweiterte Vertragstext sowie die auf ihn bezogenen vier Erklärun-
gen,21 das Protokoll betreffend die künftigen Beziehungen zwischen EU und WEU
sowie die Interinstitutionelle Vereinbarung zur Finanzierung des GASP, enthält
wesentliche Neuerungen mit der Chance, den inneren Zusammenhalt der Fünfzehn
zu stärken, Entscheidungsabläufe zu beschleunigen und operativer agieren zu kön-
nen. Inwieweit die neuen Möglichkeiten Wirkungen entfalten werden, bleibt vor-
erst spekulativ. Wie die Erfahrungen mit dem Maastrichter Vertrag gezeigt haben,
können Teile des Vertrages toter Buchstabe werden, wenn der politische Wille der
beteiligten Regierungen fehlt. Angesichts der ursprünglichen Kluft zwischen den
Anhängern einer am Status quo orientierten Kooperation und Befürwortern einer
zumindest an Gemeinschaftsverfahren und EU-Organe angenäherten, wenn nicht
vergemeinschafteten Außen- und Sicherheitspolitik überrascht es nicht, daß mit
Formelkompromissen Meinungsverschiedenheiten in der Sache übertüncht werden
mußten, die sich in der praktischen Anwendung als schwierig erweisen könnten.
So könnten sich im Verhältnis von gemeinsamem Standpunkt und gemeinsamer
Aktion Probleme bei der Abgrenzung von gemeinsamen Strategien, die vom
Europäischen Rat einstimmig in bezug auf ihre Zielsetzung, Dauer und Mittel zu
definieren sind (Art. J.3,2), und die sie konkretisierenden übrigen GASP-Instru-
mente ergeben.

Die wesentlichen Elemente der GASP erschließen sich aus dem bereits genann-
ten, über weite Strecken neu komponierten Titel V, Art. J sowie den dazugehörigen
Texten im Anhang, ergänzt um Verweise etwa in den Gemeinsamen Bestimmun-
gen, wo sich in Art. C Abs. 2 etwa eine neue Kooperationsverpflichtung von Rat
und Kommission findet, der dort geforderten Kohärenz der Außenaktivitäten der
EU Rechnung zu tragen, oder - bezogen auf die GASP-Akteure - in den für die
EU-Organe einschlägigen Texten, etwa Art. 151 EGV, der in der revidierten Fas-
sung die einstimmige Wahl des Generalsekretärs des Rates sowie seines Stellver-
treters regelt. Als relevant könnte sich auch die der Schlußakte beigefügte Erklä-
rung über die Organisation der Kommission erweisen, die dem Kommissionsprä-
sidenten neue Möglichkeiten eröffnet, die Zuständigkeitsbereiche der Kommissare
neu zu ordnen und den Wunsch enthält, die sich als problematisch erwiesene Auf-
splitterung von Zuständigkeiten mit außenpolitischem Bezug innerhalb der Kom-
mission22 unter der Verantwortung eines Vizepräsidenten zusammenzuführen.

Ziele, Handlungsfelder und Verpflichtungscharakter

Art. J.l Abs. 1 und J.7 Abs. 1 bestätigen den Anspruch der EU auf eine umfassende
Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik, letztere allerdings verstanden als
ein prozeßhafter Vorgang, der durch eine entsprechende Rüstungskooperation der
Mitgliedstaaten unterstützt werden kann, ohne diesen Bereich allerdings einer
Gemeinschaftskompetenz zuzuführen. Die bereits im Maastrichter Vertrag, wenn-
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gleich sehr vage, angelegte Perspektive einer gemeinsamen Verteidigung wird ohne
weitere Zeitangabe bestätigt. In diesem Fall fungiert der Europäische Rat als die
politische Entscheidungsinstanz, die den Mitgliedstaaten unter Einhaltung der
jeweiligen verfassungsmäßigen Bedingungen (Art. J.7 Abs. 1) entsprechende Emp-
fehlungen aussprechen wird. Versuche der Verfechter einer stärkeren verteidigungs-
politischen Identität der EU, Artikel J.7 nach einer Frist von fünf Jahren erneut zu
überprüfen, stießen auf unüberwindliche britische Hürden und schlugen sich ledig-
lich als Hinweis nieder, diesen Teil des Vertragswerkes den in Artikel N EUV gere-
gelten Revisionsmöglichkeiten zu unterwerfen. Mit der Aufnahme der Petersberger
Aufgaben in den Unionsvertrag (Art. J.7 Abs. 2) wird das sicherheitspolitische
Aufgabenfeld deutlich präzisiert, wobei sich die Fünfzehn hierfür des faktisch noch
näher zu bestimmenden Potentials der WEU bedienen. Das insbesondere von den
Post-Neutralen befürwortete Engagement für „humanitäre Aufgaben und Rettungs-
einsätze, friedenserhaltende Aufgaben sowie Kampfeinsätze bei der Krisenbewälti-
gung einschließlich friedensschaffender Maßnahmen" wurde auf deren Drängen
dahingehend konkretisiert, daß der Rat dafür Sorge trägt, daß alle EU-Mitgliedstaa-
ten, also auch jene, die Nichtmitglieder der WEU sind, vollständig und als gleich-
berechtigte Partner in die WEU-Entscheidungsfindung einbezogen werden (Art. J.7
Abs. 3).

Weitgehend unverändert bleiben die für eine glaubwürdige GASP wichtigen
Grundsätze, die Politik der Union „aktiv und vorbehaltlos im Geist der Loyalität
und gegenseitigen Solidarität" zu unterstützen (Art. J.l Abs. 2). Neu ist ein sich
unmittelbar auf das Verhältnis der Mitgliedstaaten untereinander richtender Appell
zu einer verstärkten gegenseitigen politischen Solidarität, der möglichen Block-
bildungen und Frontstellungen zwischen „groß" und „klein" innerhalb der Fünf-
zehn vorbeugen könnte. Diesbezüglich positiv könnte der Verzicht auf eine gerade
von den kleineren Partnern höchst skeptisch bewertete Flexibilitätsklausel für die
zweite Säule wirken, wenngleich sie in der spezifischen Ausprägung der konstruk-
tiven Enthaltung (Art. J.l3 Abs. 1) für die breite GASP-Agenda funktional veran-
kert ist. Schon sehr früh im Verhandlungsprozeß wurde dem von Griechenland auf-
grund seiner auch 1996 anhaltenden Konflikte mit der Türkei ausgehenden Bemü-
hen um eine Ausdehnung des Zielkataloges auf die (territoriale) Unversehrtheit der
Union, die Wahrung der Prinzipien der Helsinki-Schlußakte und der Charta von
Paris, mit dem besonderen Hinweis auf den Schutz der Außengrenzen, Rechnung
getragen (Art. J.l Abs. 1).

Institutionelle Neuerungen

Die auffälligsten Neuerungen im bisher vierstufigen GASP-Institutionengefüge
betreffen die Position des Generalsekretärs des Rates und die ihm zugeordnete,
neu zu schaffende GASP-Strategieplanungs- und Frühwarneinheit. Wie in der ent-
sprechenden Erklärung zur Schlußakte ausführlich dargestellt, obliegt der aus Ver-
tretern des Generalsekretariates, der Mitgliedstaaten, der Kommission und der
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WEU zu bildenden Einheit die frühzeitige Identifizierung von GASP-relevanten
internationalen Entwicklungen, deren Bewertung und Erstellung geeigneter GASP-
Optionen. Konzipiert als Zuarbeiter für den Rat oder die Präsidentschaft, unter
deren Verantwortung die entsprechenden Papiere zu präsentieren sind,23 dürfte die
institutionelle Balance gewahrt bleiben. Ob das neue Gremium die Erwartungen
hinsichtlich der zuweilen fehlenden „gemeinsamen Vision" der GASP erfüllen
kann, wird sowohl davon abhängen, wie es der Leitungsspitze gelingt, die der
Strategieplanungs- und Frühwarneinheit zuerkannte Initiativmöglichkeit wahrzu-
nehmen, aber auch davon, wie die Mitgliedstaaten und die Kommission sie mit
den nötigen Informationen über die internationale Politik „füttern". Punkt 5 der
Erklärung zur Strategieplanungs- und Frühwarneinheit enthält zwar eine entspre-
chende Aufforderung zur Weitergabe auch vertraulicher Informationen, wobei der
Hinweis auf den größtmöglichen Umfang Spielräume offenläßt, die etwa von der
Regierung in London deutlich restriktiv verstanden werden dürften.

Die mit den Forderungen nach mehr „Sichtbarkeit" und „Kontinuität" bestimmte
Debatte über eine verbesserte Außendarstellung der GASP wurde in der Regie-
rungskonferenz zugunsten des bestehenden Präsidentschaftsmodells entschieden
(Art. J.8 Abs. 1 und 2). Innovative Vorschläge wurden mit Rücksicht auf die
ohnehin prekäre Machtbalance, wie sie etwa auch in der Auseinandersetzung über
eine Neugewichtung der Stimmen im Rat deutlich wurde, zugunsten bescheidene-
rer Vorschläge nicht weiter behandelt. Auch die von Frankreich besonders stark
favorisierte Funktion eines „Hohen Repräsentanten" für die GASP mit weitrei-
chenden Kompetenzen in der Außenvertretung wurde auf die gemeinhin als „graue
Eminenz" im Hintergrund der Präsidentschaft agierende Position des Generalse-
kretärs des Rates zurückgestuft. Wohl mit Rücksicht auf das besondere Anliegen
Frankreichs ist in den neuen Vertragsbestimmungen (Art. J.8 Abs. 3 u. J.16) vom
Generalsekretär des Rates als dem „Hohen Vertreter" für die GASP die Rede; sein
„Platz" in der GASP-Hierarchie ist allerdings ausdrücklich als Zuarbeiter für die
Präsidentschaft und den Rat gekennzeichnet. Dies gilt auch im Außenverhältnis,
wenn er auf Ersuchen des Vorsitzes im Namen des Rates den politischen Dialog
mit Dritten führt. Überlegungen, wie sie etwa von deutscher Seite angestellt wur-
den, mehr Kontinuität in der GASP dadurch zu erreichen, daß einem solchen Hohen
Repräsentanten der Vorsitz im Politischen Komitee obliegen könnte, wurden eben-
falls als zu weitreichend und nicht konsensfähig verworfen. Die in der Außen-
darstellung nicht selten Verwirrung stiftende und GASP-intern mühselige Ab-
stimmungsprozeduren erfordernde Troika-Sprecherrolle hat man dahingehend ent-
schlackt, daß die Präsidentschaft lediglich von dem Mitgliedstaat unterstützt wer-
den soll, der nach ihr den Vorsitz übernimmt. Das Recht der Kommission, an den
Repräsentationsaufgaben des Vorsitzes „in vollem Umfang beteiligt" zu sein, bleibt
davon unberührt (Art. J.8 Abs. 4). Nimmt man die Assistenzfunktion des Hohen
Repräsentanten für die GASP hinzu, so könnte von einem neuen Dreigespann Präsi-
dentschaft-Kommission-Generalsekretär des Rates/Hoher Repräsentant gesprochen
werden, wobei es sich um deutlich unterschiedliche Befugnisse der Beteiligten
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handelt, erweitert zur Quadriga im Falle der Beteiligung des nachfolgenden
Präsidentschaftslandes. Erstmals vertraglich verankert wird die seit Maastricht
erfolgreich praktizierte Ernennung von Sonderbeauftragten für spezifische Politik-
felder. Versehen mit einem Mandat des Rates (Art. J.8 Abs. 5), erhofft man sich
von den Sonderbeauftragten eine größere Präsenz der EU „vor Ort", die die Fünf-
zehn zugleich zu mehr operativer Politik veranlassen und zugleich den jeweiligen
Vorsitz entlasten könnte.

Verglichen mit der bisherigen Leitlinienkompetenz des Europäischen Rates24

enthält der Amsterdamer Vertrag eine deutliche Ausdifferenzierung seiner Befug-
nisse. Sie betreffen einerseits seine Initiatorrolle für die Weiterentwicklung der
europäischen Verteidigungskomponente (Art. J.7 Abs. 1), die sich ausdrücklich
auch auf die WEU erstreckt in den Fällen, in denen sich die Union dieser Insti-
tution bedient (Art. J.7 Abs. 3). Ferner wurde den Staats- bzw. Regierungschefs die
Entscheidungsbefugnis über die gemeinsamen Strategien übertragen (Art. J.3
Abs. 2). Schließlich erfährt die in der Praxis bereits übliche Rolle des Europäi-
schen Rates als oberster Streitschlichter in Art. J.13 Abs. 2 eine besondere Bedeu-
tung: bei Vorliegen eines vitalen nationalen Interesses kann keine Abstimmung im
Rat erfolgen; die Sache kann dann mit qualifizierter Mehrheit auf die höchste poli-
tische Instanz verlagert werden.

Auf den ersten Blick unverändert bleiben das Initiativrecht der Kommission
(Art. J.17) und die Beteiligungsmöglichkeiten des Europäischen Parlamentes, die
als wortgleicher Art. J . l l (früher J.7) übernommen wurden. Allerdings wird der
Kommission bei der Durchführung von gemeinsamen Aktionen eine aktivere Rolle
zuerkannt, die sich als konkretes Aufforderungsrecht des Rates gegenüber der Kom-
mission darstellt (Art. J.4 Abs. 4). Mit der in Amsterdam gefundenen Interinstitu-
tionellen Vereinbarung über die Finanzierung der GASP dürften die für die vergan-
genen Jahre typischen Ungereimtheiten bei der Zuordnung von EG-Mitteln für
operative Ausgaben der GASP, die heftigen Auseinandersetzungen zwischen den
beiden Teilen der Haushaltsbehörde über die vom Rat gewünschte Mittelzuwei-
sung und -Verwendung und die hiervon abweichenden Vorstellungen des Europäi-
schen Parlamentes sowie das von manchen als willfähriger Handlanger des Rates
eingestufte Wirken der Kommission bei der Mittelverwendung weitgehend der
Vergangenheit angehören. Der neue Text enthält detaillierte Regelungen über ein
Ad-hoc-Konzertierungsverfahren für die Aufstellung des GASP-Haushaltes sowie
konkrete Vorschläge für die Klassifizierung der GASP-Ausgaben25 sowie beson-
dere Konsultationsverfahren, die die in Art. J. 11 verbrieften Rechte des EP ergän-
zen. Abweichend vom üblichen EG-Haushaltsverfahren gibt es für die GASP künf-
tig keine als Reserve eingestellten Mittel. Dies dürfte als „Sieg" des Rates zu ver-
stehen sein, der sich bei der bisherigen Praxis durch die Zustimmungspflicht des
EP bei der Verwendung von Reservemitteln in seinen Handlungsmöglichkeiten
eingeengt fühlte. Das Europäische Parlament scheint seinen Forderungen nach
einer kontinuierlichen Einschaltung, möglichst im Vorfeld von GASP-Entschei-
dungen, insofern näher gekommen zu sein, als der Rat bereit ist, bei jedem GASP-
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Beschluß mit Ausgabencharakter das Parlament sofort und in jedem Einzelfall zu
informieren und insbesondere eine genaue Kostenaufstellung zu präsentieren. Dar-
über hinaus verpflichtet sich die Präsidentschaft zu einer „regelmäßigen" In-
formation des EP über die Entwicklungen und Implementation der GASP-Politik.
Bekanntermaßen hängt die Qualität des Kontaktnetzes zwischen dem EP und den
GASP-Verantwortlichen entscheidend vom Verständnis und Willen zur Koopera-
tion der jeweiligen Präsidentschaften ab.

Entscheidungsverfahren

Was sich angesichts des britischen Widerstandes noch bis Mitte 1996 als zu „revo-
lutionär" für die GASP darstellte, begann sich mit dem Dubliner Vertragsentwurf
vom Dezember 1996 in einen realistischen Ansatz zu verwandeln: Die deutlich
breitere Verankerung des Mehrheitsprinzips. Zwar betont Art. J.13 Abs. 1 den
Grundsatz der Einstimmigkeit, insbesondere bei Fragen mit verteidigungspoliti-
schen Bezügen und der Definition von Grundsätzen einer gemeinsamen Politik
sowie im Falle einer Schlichtung des Europäischen Rates bei Inanspruchnahme
eines nationalen Vetos, doch verhindert dabei die Enthaltung von anwesenden oder
vertretenen Mitgliedstaaten gemäß Art. 148 Abs. 3 EGV nicht die Annahme ent-
sprechender Beschlüsse. Zugleich eröffnet Art. J.13 Abs. 1 mit der „konstruktiven
Enthaltung" ein flexibleres, zugleich aber die Geschlossenheit schwächendes Vor-
gehen. Die dort vorgesehenen Regeln besagen, daß Mitgliedstaaten von der Anwen-
dung eines Beschlusses ausgenommen werden können, wenn sie eine ihre Enthal-
tung begründende Stellungnahme abgeben, mit der Maßgabe, sich jeglicher Hand-
lung zu enthalten, die der Politik der Union zuwiderlaufen könnte. Die
Inanspruchnahme einer konstruktiven Enthaltung entbindet aber offensichtlich den
betreffenden Mitgliedstaat nicht von seinen finanziellen Pflichten im Falle der als
möglichen, wenngleich weniger realistischen Variante der in Art. J.18 Abs. 3 vor-
gesehenen Finanzierung von GASP-Aktivitäten durch die Mitgliedstaaten. Eine
Ausnahme stellen lediglich Maßnahmen mit verteidigungspolitischen Bezügen dar.
Die Möglichkeit einer solcherart engeren Zusammenarbeit im begrenzten Teilneh-
merkreis findet allerdings dann ihr Ende, wenn eine Gruppe von wenigstens drei
oder mehr Mitgliedstaaten, die zusammen mehr als 1/3 der gewogenen Stimmen
(30 von 87) auf sich vereinigen, eine ausdrückliche Enthaltung reklamiert.

Verglichen mit der bisher gültigen, äußerst restriktiven Anwendung von Mehr-
heitsentscheidungen bei der Implementation von gemeinsamen Aktionen, soll der
Grundsatz im Prinzip auch für die Durchführung gemeinsamer Standpunkte und
für sämtliche, im Anschluß an eine vom Europäischen Rat definierte gemeinsame
Strategie, zu unternehmende Maßnahmen anwendbar sein (Art. J.13 Abs. 2). Dabei
gilt das bereits bekannte Erfordernis von 62 gewichteten Stimmen, die von wenig-
stens zehn Mitgliedstaaten zu erbringen sind (Art. 148 Abs. 2 EGV).

Es überrascht nicht, daß die Verfechter häufiger Mehrheitsentscheidungen den
Gegnern Kompensationsmöglichkeiten in Form einer leicht modifizierten Version
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des Luxemburger Kompromisses anbieten mußten, wonach ein Mitglied des Rates
aus „wichtigen", von ihm zu benennenden Gründen der nationalen Politik die An-
nahme einer Entscheidung mit qualifizierter Mehrheit blockieren kann (Art. J.13
Abs. 2). Der Rat kann dann mit qualifizierter Mehrheit die Angelegenheit lediglich
an den Europäischen Rat überweisen, der einstimmig zu beschließen hat. Noch ist
völlig offen, ob die nunmehr vertraglich verankerte Vetomöglichkeit auf Ausnah-
mesituationen begrenzt bleibt oder als häufig wiederkehrende Drohgebärde die
ursprünglichen Intentionen, eine effizientere GASP-Entscheidungsfindung zu errei-
chen, konterkariert.26 Damit würde auch die von den Verfechtern von Mehrheits-
entscheidungen zu Recht vorgebrachte Argumentation unterlaufen werden, wonach
bereits die Möglichkeit, zu Mehrheitsentscheidungen zu kommen, das Verhand-
lungsklima und die Flexibilität von nationalen Verhandlungspositionen in Richtung
schnellerer Konsensentscheidungen prägt. Das Mehrheitsprinzip als so verstande-
nes Disziplinierungsinstrument würde in der Praxis mit dieser indirekten Wirkung
weitaus gewichtiger sein, als das tatsächliche Abstimmungsverfahren.

Wohl und Wehe der neuen Bestimmungen werden maßgeblich vom „Wollen"
der beteiligten Regierungen abhängen. Doch sollte nicht vergessen werden, daß
noch so verfeinerte Prozeduren, gepaart mit der Bereitschaft der Fünfzehn gemein-
sam zu handeln, scheitern, wenn Konfliktparteien an einer friedlichen Lösung
nicht interessiert sind.
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